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Verkündet

am 27° November 4962

I m N„a m e n d e s_ V o l k e 5

In Sachen

0 0 o o u e . o . o . o o e o o e o o o o 0

Klägers und Revisionsklägers,

g e g e n

o o ° ° ° o u o o o o o o o c o o o o o"

Beklagten_und Revisionsbeklagten

hat der 14„ Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 27‚ November 4962? an der
mitgewirkt haben

Senatspräsident Dr° H a u e i s e n
als Vorsitzender,

Bundesrichterin Dr° S c h w a r z und

Bundesrichter S o n n e n b e r 3
als weitere Berufsrichter‚

Bundessozialrichter G o t s c h und
Bundessozialrichter J e l l i n g h a u s

als ehrenamtliche Beisitzer

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein—WestÄ

falen vom 25. November 4961 wird aufgehoben; die

Sache wird zu„neuer Entscheidung an das Landessozial—

gericht zurückverwiesen°

'V
o n R e c h t s w e g e n „
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Der Kläger erhielt - spätestens — seit.19öo wegen seiner Ver-
sorgungsleiden ”1. Belanglose Narben am rechten Ohr, Hals—und

linker Schulter, 2„ Geringfügiger chronischer Gelehkrheumatismus

in beiden Schultergelenken, 5° Schlußunfähigkeit der zweizipflie

gen Herzklappe" eine Versorgungsrehte, die der Höhe nach ent—

sprechend dem jeweiligen Grad der Minderung der Erwerbsfähigkeit

{MdE} wechselte; vorübergehend erhielt er wegen Erwerbsunfähig—

keit die Vollrente und Pflegezulage, seit 4955 bezog er eine
hente nach einer MdB von 50 v„H° Mit Bescheid vom 10„ August
19#8 gewährte die Versicherungsanstalt Rheinprovinz‘dem Kläger '

eine Rente nach einer MdE von 70 V‚H. Diesem Bescheid lag das

Gutachten des Facharctes für innere Medizinn Dr„ H;==;;s-zu

Grunde, in dem—es heißt, der Herzklappenfehler habe sich nicht
verschlimmert, da keine Dekompensationszeichen vorlägen9 wohl

aber habe sich der Gelenkrheumatismus verschlimmert, es lägen

erhebliche Gelenkveränderungen vor, die wehrdienstbedingte MdE

betrage 70 V„H„ die tatsächliche MdB sei noch höhero.dä außer“

dem ”neurotische Fixierungen” beständen. ' V

Das Versorgungsamt {VersorgA} Essen stellte — ohne vorherige

„ärztliche Untersuchung — mit Bescheid vom 49° Juli 1954 die

Versorgungsbezüge des Klägers nach dem Bundesversorgungsgesetz
‘(BVG) fest; es bewilligte dem Kläger — wie bisher — eine Rente

nach einer MdB von 70 V.H.

Mit dem 35Bescheid vom 17° März 1954 — "Neufeststellung“ - ent-

zog das VersorgA dem Kläger die Rente, weil sich die Verhält—

nisse wesentlich geändert hätten (@ 62 BVG); ein Anhalt für
einen chronischen Gelenkrheumatismus und für einen organischen
Herzklappenfehler bestehe nach den neueren ärztlichen Gutachten

nicht„ Den Widerspruch wies das Landesversorgungsamt (LVersorgA)

am 22. Mai 4954 zurück°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_5...

Das Sozialgericht (SG) Düsseldorf hob mit Urteil vom 14„ Mai

“1958 den Bescheid vom 17° März 1954 (und den Widerspruchs—

bescheid vom 22„ Mai 1954) auf; es führte aus9 der angefoch—

tene Bescheid könnte nicht auf 5762 BVG gestützt werden, er

vsei in Wirklichkeit ein Berichtigungsbescheid‚ für diesen

Bescheid habe keine Rechtsgrundlage bestanden°

-Auf die Berufung des Beklagten hob das Landessozialgericht

(LSG) Nordrhein—Westfalen mit Urteil vom 25„ November 1961
'“52 das Urteil des SG auf und wies die Klage ab: Der angefochtene

Bescheid sei in vollem Umfange rechtmäßig; der als Schädigunge—

folge anerkannte Gelenkrheumatismus sei inzwischen behoben9

die Rentenéntziehung sei daher insoweit nach S 86 Abs° 5 BVG

zulässig gewesen° Die Anerkennung des Herzklappenfehlers sei

allerdings zu keiner Zeit berechtigt gewesen; ein Herzklap—

penfehler habe auch früher nicht bestanden‚ der Beklagte habe

aber die unrichtige Anerkennung nach den Grundsätzen.des all-

gemeinen Verwaltungsrechts über die Rücknahme fehlerhafter

Verwaltungsaktb zurücknehmen dürfen9 es liege nicht im

öffentlichen Interesse, wenn der Kläger aus der unrichtigen

Anerkennung auch für die Zukunft Rechte herleiten könne„

Das Urteil des LSG wurde dem Kläger am 24. Januar 1962

zugestellt„ Der Kläger legte am 21„ Februar 1962 Revision ein9

er beantragte,

das Urteil des LSG Nordrhein—Westfalen vom
25„ November 1961 aufzuheben und die Berufung

des Beklagten gegen das Urteil des SG Düssel-

dorf vom 14‚ Mai 1958 zurückzuweisen,

hilfsweise,

das Urteil des LSG aufzuheben und die Sache

zu neuer Entscheidung an das LSG zurückzu—

verweisen°

Der Kläger begründete die Revision —_nach Verlängerung der

Revisionsbegründungsfrist — am 21‚ April 1962‚ Er machte
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geltend, das LSG habe die Berufung des Beklagten zu Unrecht

für statthaft gehalten, es habe die Berufung nach 5 148

Ziff‚ 5 des Sozialgerichtsgesetzes_{SGG} als unzulässigä

- verwerfen müssen° Das LSG habe die Rücknahme der unrich—

tigen Anerkennung des Herzklappenfehlers nach den Grund—

sätzen des allgemeinen Verwaltungsrechts für rechtmäßig

gehalten, ohne zu prüfen, ob hier ein Ausnahmefall vor—

gelegen habe, in dem der Verwaltung die Rücknahme ver—
wehrt gewesen sei° Es habe nicht die Umstände berücksich-'

tigt, die für den Vertrauensschutz des Klägers ins Ge—

wicht fallen, Das LSG habe insoweit den Sachverhalt nicht
.

aufgeklärt und damit 3 405 SGG verletzt° Das LSG habe

auch gegen den Grundsatz des rechtlichen Gehörs (% 62:SGG

verstoßen, weil es den Kläger nicht darauf aufmerksam

gemacht habe, daß_der angefochtene Bescheid möglicherweise

auch nach den Grundsätzen des allgemeinen Verwaltungs—

rechts über die Rücknahme fehlerhafter Verwaltungsakte

als rechtmäßig angesehen werden könne, und weil es dem.

Kläger keine Gelegenheit gegeben habe, insoweit seine
tatsächlichen Angaben zu ergänzeh° Schließlich habe das

LSG auch das Gesetz bei der Beurteilung des ursächlicheh

Zusammenhangs verletzt {% 162 Abs° 1 Nr° 5 SGG), weil es
nicht geprüft habe, ob die "psychogene Gehstörung" des

Klägers Schädigungsfolge sei°

\Der Beklagte beantragte,

die Revision als unzulässig zu verwerfen„

_
II'

Die Revision ist nach % 162 Abs. ? Nr° 2 SGG statthaft;

Der Kläger rügt zu Recht, das Verfahren des LSG leide an
einem wesentlichen Mangel°

Die Verfahrensrüge des Klägers, das LSG habe die Berufung

“des Klägers zu Unrecht für statthaft gehalten, geht allere
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dings fehl„ Die Berufung — ebenso wie das Urteil des SG —
haben die Frage betroffen, ob der Bescheid des Beklagten

vom 17. März 1954 (“Neufeststellung”) rechtmäßig ist;

durch diesen Bescheid hat der deklagte den Bescheid vom

19. Juli 1951 (“Umanerkennung”), mit dem er dem Kläger

_
u.a. wegen chronischem Gelenkrheumatismus und wegen Herz—

.
klappenfehlers eine Rente nach einer MdE von 70 % bewil-

ligt hat, zurückgenommenund demKläger die ”bisher
gewährte” Rente entzogen° Für diesen Rechtsstreit ist

die Berufung nicht nach 3 148 Ziff° 5 SGG ausgeschlossen

gewesen; es ist hierbei unerheblich, auf welche Vorschrift

der Beklagte die Rücknahme des Rentenbewilligungsbeschei»

des gestützt hat; auch wenn es sich um eine Neufeststel—

lung wegen veränderter Verhältnisse (% 62 BVG) gehandelt

hat, ist die Berufung statthaft gewesen, weil auch die

Grundrente und die Schwerbeschädigteneigenschaft des

Klägers im Streit gewesen sind° Die Auffassung des Klägers,

nach 5 148 Ziff„ 3 SGG {i.d„F„ des 2„ Änderungsgesetzes zum

SGG vom 25‚ Juni 1958 — BGBl I 8° 409) sei bei der “Neu-
.

feststellung” die Berufung nur für den versorgungsberech-

tigten Kläger statthaft, wenn er durch das Urteil des SG

hinsichtlich der Grundrente oder der Schwerbeschädigten—

eigenschaft beschwert sei, trifft nicht zu; vielmehr ist

auch die Berufung des Beklagten statthaft, wenn er inso—

weit durch das Urteil des SG beschwert ist"

Das ISG hat den angefochtenen Bescheid, soweit der Be—

klagte darin dem Kläger die Rente entzogen hat, die ihm

wegen Gelenkrheumatismus bewilligt worden ist, als recht—

mäßig nach % 86 Abs. 5 BVG angesehen; es hat hierzu fest—

gestellt, der frühere als Schädigu■gsfolge anerkannte

Gelenkrheumatismus sei inzwischen behoben und bedinge keine

MdB mehr, Insoweit hat der Kläger die tatsächlichen Feststel—
lungen des LSG nicht angegriffen; das Revisionsgericht ist

an diese Feststellung gebunden {5 165 SGG)°

Das Vorbringen des Klägers, das LSG habe zu Unrecht nicht

geprüft, ob die ”psychogene Gehstörung" des Klägers Schä—
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digungsfolge sei, betrifft keine Gesetzesverletzung bei der

Beurteilung des wesentlichen Zusammenhangs im Sinne des S 162

Abs„ 1 Nr, 5 SGG; es vermag auch die Verfahrensrüge,das LSG

habe insoweit seine Sachaufklärungspflicht verletzt, nicht

zu begründen° Das LSG hat schon deshalb nicht prüfen müssen,

ob die ”psychogene Gehstörung" Schädigungsfolge ist, weil es
in sachlich—rechtlicher Hinsicht davon ausgegangen ist, in
dem

— bindend gewordenen - Bescheid vom 19° August 1948 sei

bereits entschieden, daß — neben den schädigungsbedingten

Gelenkveränderungen — ”noch bestähende_neurotische Fixierun;

gen” keine Schädigungefölge und deshalb bei der Bewertung '

der (schädigungsbedingten) MdB nicht zu berücksichtigen seien°

Der Kläger rügt jedoch zu Recht, das LSG habe insoweit nicht

verfahrensrechtlich einwandfrei entschieden, als es die in.

dem angefochtenen Bescheid verfügte Rücknahme der Feststel—

lung, daß eine "Schlußunfähigkeit der zweizipfligen Herz— _

klappe” Schädigungsfolge sei("Aberkennung des Herzklappenfeh:

lers”) nach den Grundsätzen des allgemeinen Verwaltungsrechts

über die Rücknahme rechtswidriger Verwaltungsakte für recht-

mäßig gehalten habe„

Soweit das LSG davon ausgegangen ist, daß die Feststellung

(Anerkennung) des Herzklappenfehlers als Schädigungsfolge

- von Anfang an — rechtswidrig gewesen ist, weil ein (orga—

nischer) Herzklappenfehler nie bestanden habe und der Leidens—

zustand, der unter der Bezeichnung Herzklappenfehler als

Schädigungsfolge festgestellt werden ist, in Wirklichkeit.

keine Schädigungsfolge sei, ist dies vérfahrensrechtlich

nicht zu beanstanden° Insoweit hat auch der Kläger mit der
Revision die Feststellung des LSG nicht angegriffen° Soweit

das LSG jedoch auch die zweite Voraussetzung für die Recht-

mäßigkeit der Rücknahme der ”Anerkennung" nach den Grund—
sätzen des allgemeinen Verwaltungsrechts, nämlich die Voraus—

setzung, daß das öffentliche Interesse an der Beseitigung

des rechtswidrigen Anerkennungsbescheides das Interesse des

Klägers am Schutz seines Vertrauens auf den Bestand dieses
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Bescheides überwiegt {vgl‚ BSG 7, 51; 8, 11; 40, 72; 45,81;

Urteil vom 18„ Oktober 1962 - ’M RV 392/60), als erfüllt an—
gesehen hat, hat das LSG jedenfalls nicht ausreichend die

Gründe angegeben, die insoweit für seine Überzeugung leitend

gewesen sind° Das LSG hat lediglich ausgeführt, daß hier

”bei dem Zusammentreffen von privaten und öffentlichen

Interessen” letztere den Vorzug verdienen, "denn es liege

nicht im öffentlichen Interesse, wenn der Kläger aus einer

unrichtigen Anerkennung für die Zukunft Rechte herleiten

könne"° Diese Ausführungen des BSG lassen nicht erkennen,
daß das LSG alle für die Entscheidung bedeutsamen Umstände

gewürdigt hat° Die Entscheidung darüber, ob ein rechts—
widriger Verwaltungsakt nach den Grundsätzen des allge—

meinen Verwaltungsrechts zurÜCRgenommen werden darf,

erfordert eine — auf den Einzelfall abgestellte — Abwä—

gung des öffentlichen Interesses an der Beseitigung des
rechtswidrigen Verwaltungsaktes mit dem Interesse des Be—

günstigten an dem Bestand des ihm günstigen Bescheides°

Diese Interessenabwägung führt zwar bei rechtswidrigen

Verwaltungsakten mit Dauerwirkung — das sind Bescheide■„

auf Bewilligung einer Rente oder Anerkennung einer Schä—

digungsfolge — in der Regel zu dem Ergebnis, daß das
öffentliche Interesse an der Beseitigung des rechtswidrigen

Verwaltungsakts jedenfalls insoweit überwiegt, als es

dahin geht, Leistungen ohne Rechtsgrundlage für die Zukunft

zu verhindern; es kann jedoch in Ausnahmefällen bei der
Interessenabwägung der Vertrauensschutz so erheblich ins

Gewicht fallen, daß der Verwaltung die Rücknahme des

rechtswidrigen Bescheides auch für die Zukunft verwehrt
ist {vgl° hierzu insbesondere BSG 40, 72 mit weiteren Hin—

weisen; Urteib des BSG vom 21„ August 1962 — 14 RV 8oo/6’ -

und vom 48,0ktober 4962 — 14 BV 592/60 — ferner Haueisen,

NJW 1962, 555)„ Wenn sich das LSG bei dieser Interessenab—

wägung dafür entschieden hat, daß das öffentliche Inter-

esse gegenüber dem schutzwürdigen Interesse des Klägers
überwiege, so hat es sich jedenfalls nicht damit begnügen

dürfen, lediglich das Ergebnis seiner Erwägungen mitzu—

teilen„ Das LSG hat die seine Entscheidung tragenden Um—JLaw – Gesetze und Urteile
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stände darlegen müssen, d„h.‚ es hat zum Ausdruck bringen

müssen, warum es im vorliegenden Fall ein Überwiegen des

öffentlichen Interesses angenommen hat, es hat hierbei

auch die Umstände feststellen und erörtern müssen‚ die
Zweifel an dem Überwiegen des öffentlichen Interesses haben

begründen können (vgl° BSG 1, %)° Das Urteil des LSG hat

jedenfalls erkennen lassen müssen, dä%da3 LSG auch die Um—

stände, die sich aus dem Vorbringen des Klägers und dem
Akteninhalt ergeben haben‚ bei der Interessenabwägung

gewürdigt hat.

Dem Urteil des LSG ist nicht zu entnehmen‚ ob das LSG bei

der Interessenabwägung berücksichtigt hat, daß die rechts—

widrige Anerkennung des Herzklappenfehlers offenbar auf

einer ärztlichen Fehldiagnse beruht und damit allein in

den Verantwortungsbereich der Verwaltung gefallen ist,

daß die unrichtige Anerkennung viele Jahre (seit 4930)

bestanden hat, und daßusie trotz mehrerer ärztlicher

Untersuchungen nicht schon früher “berichtigt” worden ist? so

daß der Kläger auf ihren Fortbestand hat vertrauen dürfeno

Ebensowenig ist aus dem Urteil des LSG ersichtlich„ in—

wieweit das LSG Erwägungen darüber angestellt hat‚ ob

nicht das öffentliche Interesse gegenüber dem Vertrauens«

schutz hier möglicherweise deshalb hat zurücktreten müssen?

weil es dem Kläger im Hinblick auf sein Alter? auf seine
seit Jahren bestehende Erwerbsunfähigkeit und seine wirt-

schaftliche Lage nicht mehr zugemutet werden kann‘) sich auf

den Wegfall der Rente einzustellen° Schließlich ist niht
zu ersehen, ob das LSG geprüft hat, welche Versorungs—

leistungen der Kläger in der Vergangenheit auf Grund der

unrichtigen Anerkennung erhalten hat und welche Leistungen
—

bei Fortbestand der Anerkennung - die Verwaltung voraus—

sichtlich noch wird erbringen müssen und ob hieraus mög—

licherweise zu schließen ist, daß die Begünstigung durch

den rechtswidrigen Bescheid auch unter Berücksichtigung

des öffentlichen Interesses das ”tragbare Maß" noch nicht

überschreitet. '
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Das LSG hat bei der Entscheidung, ob die Rücknahme der Aner—

kennung des Herzklappenfehlers in dem angefochtenen Bescheid

nach den Grundsätzen des allgemeinen Verwaltungsrecht5 über

die Rücknahme fehlerhafter Verwaltungsakte rechtmäßig ist,

alle diese Umstände würdigen müssen° Das Urteil des LSG

läßt aber nicht erkennen, daß das LSG dies getan hat, weil

das ISG insoweit nicht die Gründe, die für seine; Überzeugunge—

bildung leitend gewesen sind, angegeben hat (% 428 Abs° 4

Satz 2 SGG)„ Es ist deshalb auch nicht zu erkennen, daß sich

das LSG seine Überzeugung aus dem Gesamtergebnis des Ver-

fahrens, wie es 5 428 Abs° 4 Satz 2 SGG vorschreibt, gebile

det hat° Hierin liegt ein wesentlicher Mangel des Verfahrens

{vgl° auch Urteil des BSG vom 24, Oktober 4956, SczR Nr° 40

zu % 428 SGG)„ ‘

Der Kläger hat diesen Mangel jedenfalls sinngemäß und aus—

reichend Substantiiert (@ 464 Abs„ 2 Satz 2 SGG) gerügt°

Die Revision ist deshalb nach 3 462 Abs° 4 Nr° 2 SGG statt—

haft, sie ist auch frist— und formgerecht eingelegt und sonach

zulässig,

Die Revision ist auch begründet,

Der Verstoß gegen % 428 Abs° 4 Satz 2 SGG ”verbirgt” möglicher—

weise die Mängel des Verfahrens, die darin liegen können, daß

das LSG nicht alle für die Entscheidung erheblichén Umstände

festgestellt und daß es nicht das Gesamtergebnis des Verfahrens

gewürdigt hat (58 405, 428 Abs° 4 Satz 4 SGG)? es ist möglich,
daß das LSG, wenn es

veranlaßt wird, alle insoweit erheblichen

Umstände aufzuklären und ihre Würdigung darzulegen, zu einem

anderen Ergebnis kommt„ Das Urteil des LSG ist daher aufzu—

heben. Unter diesen Umständen kann dahingestellt bleiben, ob

das LSG auch den Grundsatz des rechtlichen Gehörs (% 62 SGG)

verletzt hat, wenn es die Rechtmäßigkeit der Rücknahme der

Anerkennung auf die Grundsätze des allgemeinen Verwaltungs—

rechts gestützt hat, ohne den Kläger — wie er behauptet —
auf den ”veränderten rechtlichen Gesichtspunkt" hingewiesen
und ihm insoweit noch Gekgenheit gegeben zu haben, sein

tatsächliches Vorbringen zu ergänzen,JLaw – Gesetze und Urteile
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Der Senat kann in der Sache nicht selbst entscheiden„

er darf die erheblichen Tatsachen nicht selbst fest—
Vstellen und das Gesamtergebnis des Verfahrens nicht

selbst würdigen„
> \

Die Sache ist deshalb zu neuer Entscheidung an das
LSG zurückzuverweisen {% 1?0 Abs. 2 Satz 2 SGG)„
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